
Präambel

Die Stadt Cham im Landkreis Cham erlässt auf Grund
 der §§ 2 Abs. 1, 9 und 10 Baugesetzbuch (BauGB)
 des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO)
 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)
 der Planzeichenverordnung (PlanZV)
in der jeweils zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gültigen Fassung, den Bebauungsplan mit
integrierter Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" als Satzung.

Räumlicher Geltungsbereich
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung 
"Goldsteig Erweiterung" ist die Planzeichnung M 1:1000 vom __.__.____ maßgebend. Sie ist 
Bestandteil dieser Satzung.

Bestandteile der Satzung
Der Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" besteht aus der 
Planzeichnung (M 1:1.000) mit zeichnerischem Teil __.__.____ mit  Übersichtslageplan und den 
planlichen und textlichen Festsetzungen

Begründung und Anlagen zur Satzung
Die Begründung mit Umweltbericht vom __.__.____ wird dem Bebauungsplan mit integrierter
Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" beigefügt.

Anlage 1: Geotechnischer Erläuterungsbericht vom 10.12.2024, IEG Institut für Erd +
Grundbau GmbH, Rettenbach

Anlage 2: Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zum Bebauungsplan zur
Betriebserweiterung der GOLDSTEIG Käsereien Bayerwald GmbH vom
19.12.2024, ÖKON Gesellschaft für Landschaftsökologie, Gewässerbiologie und
Umweltplanung mbH, Maxhütte-Haidhof

Anlage 3: Schalltechnische Untersuchungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes “Goldsteig
Erweiterung“ Bericht-Nr. 4095840 vom 17.12.2024, TÜV SÜD Industrie Service
GmbH, München

Stadt Cham, den __.__.____, _____________________________
Martin Stoiber, 1. Bürgermeister

Verfahrensvermerke

1. Aufstellungsbeschluss (§2 Abs. 1 BauGB)
Der Stadtrat von Cham hat in der Sitzung vom __.__.____ die Aufstellung des Bebauungsplanes mit integrierter
Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich
bekannt gemacht.

2. Frühzeitige Bürgerbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB)

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für 
den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" in der Fassung 
vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden.

3. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB)
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
für den Vorentwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" in der Fassung 
vom __.__.____ hat in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ stattgefunden.

4. Billigungs- und Auslegungsbeschluss
Der Stadtrat von Cham hat mit Beschluss vom __.__.____ den Entwurf des Bebauungsplanes mit integrierter
Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" in der Fassung vom __.__.____ gebilligt. Gleichzeitig wurde der
Auslegungsbeschluss gefasst.

5. Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB)
Die öffentliche Auslegung zum Entwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Goldsteig 
Erweiterung" in der Fassung vom __.__.____ erfolgte in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____.

6. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)
Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" in der Fassung 
vom __.__.____ wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ beteiligt.

7. Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB)
Die Stadt Cham hat mit Beschluss vom __.__.____ den Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Goldsteig 
Erweiterung" in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen.

Cham, den __.__.____, _________________________________
Martin Stoiber, 1. Bürgermeister

8. Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB)
Der als Satzung beschlossene Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" wurde am 
__.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung vom __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht.
Der Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Goldsteig Erweiterung" mit Begründung und Umweltbericht 
wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im Rathaus zu jedermann Einsicht bereitgehalten und über
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung "Goldsteig 
Erweiterung" ist damit rechtswirksam. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
und die §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden.

Cham, den __.__.____, _________________________________
Martin Stoiber, 1. Bürgermeister
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II.   PLANLICHE FESTSETZUNGEN

1.0 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

II.   PLANLICHE FESTSETZUNGEN

3.0 BAUWEISE, BAUGRENZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

3.2 Baugrenze

1.1. Gewerbegebiet (GE 1 + GE 2) gemäß § 8 BauNVO;
unzulässig sind die Nutzungen gem. § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4
BauNVO;
unzulässig sind die Ausnahmen des § 8 Abs. 3 Nr. 1 bis 3
BauNVO.

2.0 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 18, 19 und 20 BauNVO)

max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ) gem. Planeintrag2.1 0,8 bzw. 1,0

max. zulässige Gebäudehöhe gem. Planeintrag
in Meter bezogen auf den festgesetzten Höhenbezugspunkt

2.3 GH 24,0

max. zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) gem. Planeintrag2.2 2,4    bzw.  1,0

festgesetzter Höhenbezugspunkt gem. Planeintrag in Meter über
Normalhöhen-Null (NHN) (§ 9 Abs. 2 BauGB, § 18 BauNVO)

378,15 m
über NHN

2.4

3.1 abweichende Bauweisea

GE

1.2.1 Bezugspunkt für die Richtungssektorgrenzen

1.2.2 Richtungssektorgrenze der Lärmzusatzkontingente
zu den Emissionskontingenten

Bezeichnung der jeweiligen Richtungssektoren1.2.3 A - D

TF1 GE 1 / GE 2
LEK,T = 65 dB(A)/m²
LEK,N = 46 / 50 dB(A)/m²

Emissionskontingente für die jeweiligen Teilflächen
TF1 GE 1 / GE 2:
Tag / Nacht: z.B. LEK,T = 65 dB(A)/m² / LEK,N = 46 / 50 dB(A)/m²

1.2.4

1.2 Gliederung des Baugebietes nach dem zulässigen
Emissionsverhalten der Flächen (§ 1 Abs. 4 Satz 1 Nr.2 BauNVO)

7.1 zu pflanzende Einzelbäume

7.1.1 Baum I. Ordnung (Hochstamm) nach der Pflanzliste Punkt IV.3.1,
eine lagemäßige Standortverschiebung um bis zu maximal 5 m
unter Einhaltung der Anzahl ist erlaubt.

8.0 KENNZEICHNUNGEN UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

8.1 Flurstücksgrenze

8.2 Flurstücksnummer

8.3 Bestandsgebäude

&.0 SONSTIGE PLANZEICHEN UND FESTSETZUNGEN

6.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 9 BauGB, Innenkante maßgebend)

E1

7.0 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN NATURSCHUTZ / LANDSCHAFTSPFLEGE
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 20, 25 a und 25 b BauGB)

7.2 Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Pflanzung von 2-reihigen Gehölzpflanzungen bestehend aus
Sträuchern auf 100 % der Fläche. Die Auswahl der Pflanzen hat
gemäß der Pflanzenliste Punkt IV.3.2 zu erfolgen.

Aufbau eines mind. 9,50 m breiten Grünstreifens, Pflanzung einer
5-reihigen frei wachsenden Hecke bestehend aus Sträuchern (85
%) und Bäumen I. und II. Ordnung (15 %) auf der gesamten Länge.
Die Auswahl der Pflanzen hat gemäß der Pflanzenliste Punkt IV.3.1
bis IV.3.3 zu erfolgen.

Straßenverkehrsfläche, öffentlich

Straßenbegrenzungslinie

4.0 VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.1 Zu- und Ausfahrtsbereich auf Kreisstraße CHA 55 ausschließlich
für Bauunterhalt zulässig

FD

E2

7.3 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und
für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

6.4 Anforderung an Gestaltung, hier zulässige Dachform:
Flachdach (FD)

4.2 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

5.1.1 Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses, hier:

5.1.2 Fläche für Regenwasserrückhaltung
R

6.2 Anbauverbotszone bis 15 m ab Fahrbahnrand der Kreisstraße
CHA 55 (Art. 23 BayStrWG)

6.3 Baubeschränkungszone 15 bis 30 m ab Fahrbahnrand der
Kreisstraße CHA 55 (Art. 24 BayStrWG)

713

4.3

4.4

3.3 Baugrenze: zulässig sind nur bauliche Anlagen (für eine
Überbauung der öffentlichen Verkehrsfläche in dem durch
Planzeichen definierten Bereich) ab einer lichten Höhe von
mindestens 4,5 m oberhalb der durch Planzeichen II.2.4
festgesetzten Höhe mit einer max. zulässigen Gebäudehöhe (GH)
von 24,00 m bezogen auf den festgesetzten Höhenbezugspunkt
Punkt II.2.4

7.2.1

7.2.2

Aufbau eines Grünstreifens, Pflanzung eines frei wachsenden
Gebüsches bestehend aus Sträuchern (85 %) und Bäumen I. und
II. Ordnung (15 %) auf der gesamten Fläche. Pro 2,5 m² Pflanzung
eines Gehölzes. Die Auswahl der Pflanzen hat gemäß der
Pflanzenliste Punkt IV.3.1 bis IV.3.3 zu erfolgen.

E37.2.3

5.0 WASSERWIRTSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

5,09.1 Bemaßung

9.0 HINWEISE

Nutzungsschablone9.6

8.4 Höhenlinien Bestandsgelände (Quelle dgm GeodatenOnline
11/2023)

436
435

GE 1 bzw.
GE 2 Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO
a abweichende Bauweise (§ 23 BauNVO)
0,8
bzw. 1,0 max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO)
2,4
bzw. 1,0 max. zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) (§ 20 BauNVO)
FD zulässige Dachform Flachdach
GH 24,0 max. zulässige Gebäudehöhe (GH) in Metern bezogen auf

den festgesetzten Höhenbezugspunkt
(§ 18 BauNVO)

LEK,T  / LEK,N Emissionskontingente für die jeweiligen Teilflächen
TF1 GE 1 / GE 2 Tag / Nacht:
LEK,T = 65 dB(A)/m² / LEK,N = 46 / 50 dB(A)/m²

Art der baulichen Nutzung

Bauweise

Grundflächenzahl GRZ
Verhältnis der überbaubaren Fläche zur
Grundstücksfläche

zulässige Dachform
max. zulässige Gebäudehöhe
(GH)
in Metern bezogen auf den festgesetzten
Höhenbezugspunkt

Geschossflächenzahl GFZ
Verhältnis der Geschossfläche zur
Grundstücksfläche

a

2,4 bzw.1,0

GH 24,0FD

0,8 bzw.1,0

Sichtdreieck 3,0/200,0 m (zur Kreisstrasse CHA 55, 100 km/h)9.3

amtlich kartierte Biotope mit Bezeichnung -  außerhalb
Geltungsbereich (Quelle Bayer. Vermessungsverwaltung, shape
2023)

Biotop
6742-0096-002

8.5

9.2 Abbruch Gebäude

GE 1+2

bestehende Laubbäume (Einzelbäume) - außerhalb
Geltungsbereich

9.4

bestehende Gehölzflächen - außerhalb Geltungsbereich9.5

bestehende 20 kV-Stromleitung (Schutzabstand beidseits 2,5 m) -
innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches

8.7

bestehende Gas-Hauptleitungen (Mittel- und Hochdruck)
(Schutzabstand beidseits 2,0 bzw. 4,0 m) - innerhalb und
außerhalb des Geltungsbereiches

8.8

Entfernung des amtlich kartierten Biotops8.6

LEK,T / LEK,N

III.  TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1.0 FESTSETZUNGEN NACH BAUGB UND BAUNVO

GRZ max. zulässige Grundflächenzahl 0,8 bzw. 1,0 gem. Planeintrag1.2.1

GH max. zulässige Gebäudehöhe (GH) in Metern 24,00 m

Als oberer Bezugspunkt für die max. zulässige Gebäudehöhe (GH) ist die
Firsthöhe bzw. der oberste Abschluss der Wand am obersten Punkt der
baulichen Anlage maßgebend. Als unterer Bezugspunkt für die max.
zulässige Gebäudehöhe (GH) ist der festgesetzte Höhenbezugspunkt Punkt
II.2.4 maßgebend.

1.2.3

Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 5 BauNVO)
Außerhalb der Baugrenzen sind nur folgende Anlagen zulässig:
• befestigte Wege,
• Lagerflächen,
• Zufahrten zum Gebäude und zu den Stellplätzen,
• Fahrradabstellanlagen, soweit sie nicht Gebäude sind,
• Werbeanlagen gem. den Festsetzungen dieser Satzung,
• Aufschüttungen und Abgrabungen gem. den Festsetzungen dieser Satzung,
• Einfriedungen und Stützmauern gem. den Festsetzungen dieser Satzung,
• Carports und Stellplätze.
Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO dürfen außerhalb der Baugrenzen errichtet
werden.

1.5

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 18, 19 und 20 BauNVO)

1.2

GFZ max. zulässige Geschossflächenzahl 2,4 bzw. 1,0 gem. Planeintrag1.2.2

Abweichende Bauweise (a) (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)
In der abweichenden Bauweise für GE 1 dürfen die Gebäude innerhalb der Baugrenze in
einer Länge über 50 m und ohne Grenzabstand zur westlichen Grundstücksgrenze
(Straßenverkehrsfläche) errichtet werden.
In der abweichenden Bauweise für GE 2 dürfen die Gebäude innerhalb der Baugrenze
ohne Grenzabstand östlichen Grundstücksgrenze (Straßenverkehrsfläche) errichtet
werden.

1.4

Dachaufbauten (§ 16 Abs. 5 und 6 BauNVO, § 9 Abs. 4 BauGB)
Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe darf durch technische Dachaufbauten
und Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie um bis zu 4,00 m überschritten
werden, wenn die Anlagen mindestens um das Maß ihrer Höhe von der
Gebäudeaußenkante zurückversetzt sind.

1.3

1.1 Art der baulichen Nutzung
(§ 1 Abs. 4 Satz 1 Nr.2 BauNVO)

Gliederung des Baugebietes nach dem zulässigen Emissionsverhalten der Flächen

Innerhalb des Plangebietes sind nur solche Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig,
deren Geräusche folgende Emissionskontingente LEK nach der Norm DIN 45691 weder
tagsüber (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten:

Teilfläche GE 1: LEK,tags = 65 dB(A) LEK,nachts = 46 dB(A)
Teilfläche GE 2: LEK,tags = 65 dB(A) LEK,nachts = 50 dB(A)

Zu den o. a. Emissionskontingenten können die folgenden Zusatzkontingente LEK,zus

entsprechend DIN 45691 arithmetisch aufaddiert werden:

Sektor maßgeblicher Immissionsort Zusatzkontingent in dB(A)
Nr. Tag / Nacht
A 0
B IO 4 1
C IO 9 10
D IO 3 4

Bezugspunkt: x = 767954; y = 5459319
Sektor A: 48°/200°, Sektor B: 200°/250°, Sektor C: 250°/360°, Sektor D: 0°/48°

1.1.1

Die schalltechnischen Anforderungen des Bebauungsplanes werden von einem Betrieb
oder einer Anlage unabhängig von den Emissionskontingenten auch dann erfüllt, wenn
der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert um mindestens 15 dB unterschreitet
(Relevanzgrenze).

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den
Gleichungen (6) und (7) für die Immissionsorte LEK durch LEK + LEK,zus zu ersetzen sind.

Ein Vorhaben ist schalltechnisch zulässig, wenn der nach TA Lärm (August 1998) unter
Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse berechnete Beurteilungspegel für
das Vorhaben an allen maßgeblichen Immissionsorten das jeweilige
Immissionskontingent LIK einschließlich Zusatzkontingent nach DIN 45691 (Dezember
2006) nicht überschreitet.

Nutzungen nach § 8 Absatz 3, Satz 1 BauNVO (Wohnungen für Aufsichts- und
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter) sind nicht zulässig.

Abstandsflächen
Für die unter Planzeichen II.3.2 und II.3.3 festgesetzten Baufenster sind
Unterschreitungen der nach Art. 6 BayBO erforderlichen Abstandsflächen zulässig,
soweit sie sich aus der maximalen Ausnutzung des Bauraums und der maximal
festgesetzten Gebäudehöhe ergeben. Für die Bemessung der Abstandsfläche ist die
Wandhöhe maßgebend. Die abstandsrelevante Wandhöhe ist das Maß von der
natürlichen Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis
zum oberen Abschluss der Wand.

2.1

2.0 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN NACH BayBO

Dachform/ Dachneigung
Ausschließlich zulässige Dachformen und Dachneigungen:
Flachdach 0° - 5°

2.2

7.0 WASSERWIRTSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Niederschlagswasser (Oberflächenwasser)
Da eine Versickerung des Niederschlagswassers aufgrund des anstehenden Bodens
nicht möglich ist, ist das gesamte Niederschlagswasser aus den nördlichen und östlichen
Grundstücksflächen in einem Regenrückhaltebecken zu puffern. Das
Niederschlagswasser aus den südlichen und westlichen Grundstücksflächen sind in
Rigolen unter dem westlichen Vorplatzbereich zu sammeln. Zusammengeführt sind die
Niederschlagswässer über einen Oberflächenwasserkanal vorgereinigt und mit 10 l/s
gedrosselt dem Vorfluter zuzuführen.

7.1

3.0 EINFRIEDUNGEN
(Art. 81 BayBO)

5.0 AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN
(§ 9 Abs.1 Nr. 17 BauGB)

Aufschüttungen und Abgrabungen
Auf den Baugrundstücken sind Aufschüttungen und Abgrabungen von maximal 3,0 m
ausgehend vom natürlichen Gelände zulässig.
Auf einem mindestens 0,5 m breiten Streifen entlang der Grundstücksgrenze, die an
landwirtschaftlichen Nutzflächen anliegen, sind keinerlei Aufschüttungen/ Abgrabungen
zulässig (Beibehaltung des natürlichen Geländes).
Die randlichen Geländemodellierungen dürfen nur in Form von zu bepflanzenden
Böschungen (nicht steiler als 1 : 1,5) erfolgen.

5.1

Abstände: Die Zaunanlage ist von öffentlichen Erschließungsflächen
(Fahrbahnen etc.) und von landwirtschaftlichen Flächen mind. 50 cm
von den Grundstücksgrenzen abzurücken (Zaunlinie), der
verbleibende Bankettstreifen ist als Wiese zu gestalten und zu
pflegen.

3.3

Zaunsockel: Zaunsockel sind unzulässig; es sind ausschließlich erforderliche
Punktfundamente im Bereich der Säulen erlaubt; zwischen Zaun und
Geländeoberfläche ist eine Bodenfreiheit von mind. 15 cm
einzuhalten.

3.4

Fassadengestaltung
Fassadenmaterialien und -anstriche in greller oder stark reflektierender Ausführung sind
unzulässig.

2.3

PKW-Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
PKW-Stellplätze sind zwingend mit wasserdurchlässiger Befestigung zu gestalten (z.B.
Rasenfugenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen, Ökopflaster oder andere
wasserdurchlässige Belagsarten).

1.6

Höhe: max. 2,0 m ab OK fertiges Gelände3.2

Art: Industriezaun feuerverzinkt oder Maschendrahtzaun, Holzzaun3.1

4.0 FESTSETZUNGEN ZU STELLPLÄTZEN
(§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB, Art. 47 Abs. 2 S. 2 BayBO)

PKW-Parkplätze
Die Zahl der notwendigen Stellplätze ist nach der Anlage zur Garagen- und
Stellplatzverordnung (GaStellV) nachzuweisen. Die erforderlichen PKW-Stellplätze sind
auf dem Grundstück bzw. im unmittelbaren Umgriff (max. 500 m) nachzuweisen.

4.1

Werbeanlagen
Es sind max. eine Werbeanlagen mit jeweils einer Größe von max. 30 m² pro
Fassadenseite flächig und max. 2 Werbepylone bis max. 12 m Höhe mit einer maximalen
Grundfläche von 10 m² zulässig. Dachwerbeanlagen sind nicht zulässig.

2.4

6.0 STÜTZMAUERN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Terrassierung / Modellierung des Geländes dürfen im Übergang zur freien
Landschaft keine Stützmauern verwendet werden. Lediglich im Bereich der Zufahrten
oder innerhalb des Baugrundstückes (= Betriebsgeländes) sind Stützmauern zulässig.

6.1

Dachflächen-Solaranlagen (§ 9 Abs. 12 BauGB)
Die Verpflichtung zur Errichtung von Solaranlagen richtet sich nach der BayBO.
Solaranlagen sind ausdrücklich auch in aufgeständerter Form zulässig. Sie müssen
jedoch um das Maß ihrer Höhe von der Gebäudeaußenkante zurückversetzt sein.

1.7

IV. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR GRÜNORDNUNG

1.0 UMSETZUNG, PFLANZENQUALITÄTEN, MINDESTPFLANZGRÖSSEN
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 15 und 25 BauGB)

Allgemeines

Die nicht mit baulichen Anlagen überbauten privaten und öffentlichen Flächen sind
entsprechend den planlichen und textlichen Festsetzungen grünordnerisch anzulegen,
zu sichern und dauerhaft zu erhalten. Ausbleibende Pflanzen sind zu ersetzen. Die
Vegetationsflächen sind spätestens in der Pflanzperiode nach Erstellung der
Erschließungsflächen und nach Nutzungsaufnahme / -beginn der Gebäude
fertigzustellen. Nach- und Ersatzpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des
Grünordnungsplanes zu entsprechen.
Für die im Plan festgesetzten Neuanpflanzungen von Gehölzen in den privaten
Vegetationsflächen wird die Verwendung der in Punkt IV.3.0 ausgewiesenen Gehölze
festgesetzt.
In den nicht mit baulichen Anlagen überbauten Flächen ohne Pflanzauflagen und um das
Gebäude sind ergänzend für zusätzliche Bepflanzungen Ziergehölze, außer die in Punkt
IV.4.0 beschriebenen Arten, zugelassen.
Für freiwachsende Hecken u. Gehölzgruppen:
Pflanzdichte 1 Stück / 1,5 m² bei Reihenpflanzung.

Die Pflanzenqualitäten müssen den Gütebestimmungen der TL-Baumschulpflanzen -
Technische Lieferbedingungen für Baumschulpflanzen (Herausgeber FLL) entsprechen.
Die Baumscheiben sind mit durchwurzelbarem Substrat mit einer Oberfläche von
mindestens 16 m² zu erstellen. Eine Überdeckung der Pflanzfläche ist bei Einsatz eines
Baumschutzgitters mit geeigneten Wurzelschutzelementen sowie Bewässerungs- und
Belüftungseinrichtungen zulässig.

Pflanzqualitäten: Bäume I. Ordnung: Hochstamm, 3xv., STU 20 - 25 cm
Bäume II. Ordnung: Hochstamm, 3xv., STU 14 - 16 cm

oder Heister, 2xv., 150 - 200 cm
Sträucher: 2xv., 100 - 150 cm bzw. 60 - 100 cm

2.0 FESTSETZUNGEN INNERHALB DES BAUGRUNDSTÜCKES
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB)

Ein- und Durchgrünung des Baugrundstückes
Die nicht mit Anlagen überbauten Flächen sind zu begrünen und dauerhaft als Wiese,
Rasen oder mit Bepflanzung (Deckung mindestens 95 %) anzulegen. Kiesdeckungen
sind nur bis maximal 5 % der nicht überbauten Flächen zulässig.

2.1

PKW - Stellplätze
Für Parkplätze ist innerhalb der Stellplatzflächen oder einer unmittelbar angrenzenden
Grünfläche ein Großbaum / Hochstamm je 5 Stellplätze (bei gegenüberliegender
Stellplatzanordnung je 10 Stellplätze = 2 x 5 Parkplätze) zu pflanzen. Stellplätze im
Anschluss an Gebäude und Ausstellungsflächen sind davon ausgenommen. Die
Baumpflanzungen sind durch geeignete Maßnahmen gegen Anfahren/Beschädigungen
durch Fahrzeuge zu schützen (Poller, Granitfindlinge, Hochbord o.ä.). Baumscheiben
gem. Punkt IV.1.0.

2.2

3.0 ZU VERWENDENDE GEHÖLZE
(§ 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB)

Bäume I. Ordnung
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Quercus robur Stiel-Eiche
Tilia cordata Winter-Linde

3.1

Sträucher
Corylus avellana Hasel
Cornus mas Kornelkirsche
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Rosa canina Hunds-Rose
Salix caprea Sal-Weide
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Samubcus racemosa Trauben-Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
Viburnum lantana Wolliger Schneeball

3.3

4.0 UNZULÄSSIGE PFLANZENARTEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Landschaftsfremde Baumarten wie Edeltannen oder Edelfichten, Zypressen, Thujen usw.
sowie alle Trauer- oder Hängeformen (in allen Arten und Sorten) dürfen nicht gepflanzt
werden.

6.0 LAGE VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die festgesetzten Pflanzflächen sind von Ver- und Entsorgungsleitungen (Strom,
Wasser, Abwasser, Telekommunikation, Gas etc.) ausdrücklich freizuhalten, um die
Pflanzung und den langfristigen Erhalt der geplanten Gehölze zu gewährleisten.
Die jeweiligen Abstände nach den entsprechenden Richtlinien sind einzuhalten.

7.0 PFLANZENBEHANDLUNGSMITTEL
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Der Einsatz von Herbiziden, Pestiziden und mineralischen Düngemitteln ist auf den
festgesetzten Vegetationsflächen zum Schutz des Grundwassers sowie von Tieren und
Pflanzen und im Hinblick auf eine möglichst standortgemäße und naturnahe
Artenzusammensetzung nicht zulässig.

8.0 MASSNAHMEN ZUM NATUR- UND ARTENSCHUTZ
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

5.0 WIESENFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Die Neuansaaten sind mit standortgerechtem Saatgut mit hohem Kräuter- und
Staudenanteil (mind. 25 %) vorzunehmen.

Bäume II. Ordnung
Malus domestica Wild-Apfel
Prunus avium Vogel-Kirsche
Prunus padus Trauben-Kirsche
Sorbus aucuparia Eberesche
Acer campestre Feld-Ahorn
Carpinus betulus Hainbuche
alle Obst- und Nussbäume (Mindest-Pflanzqualität: Hochstamm)
Obstbäume als standortgerechte und regionaltypische Arten

und Sorten
Juglans regia Walnuss als Sämling

3.2

Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung8.1

V0: Ökologische Baubegleitung
Für die gesamte Bauzeit ist eine ökologische Baubegleitung zur Umsetzung und
Überwachung der Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen einzusetzen. Die Zeitpunkte der
relevanten Arbeitsschritte sind durch diese festzulegen. Die Maßnahmen und Arbeiten
sind zu dokumentieren und der Bericht mind. quartalsweise der Unteren
Naturschutzbehörde (UNB) vorzulegen.

V1: Minimierung der Eingriffsfläche
Der Eingriffsbereich und damit einhergehend die zu rodende Fläche sowie die
Geländeprofilanpassung und die Lagerflächen von Baumaterial sind auf ein
unverzichtbares Minimum zu beschränken.

V2: Wiederholte Erfassung von Habitatbäumen
Gehölzbestände die entfernt werden sollen, sind ein Jahr vor der geplanten Rodung noch
einmal auf Habitatstrukturen zu kontrollieren (im Winter). Sind Quartiere vorhanden,
müssen diese umgehend ersetzt werden.

V3: Zeitliche Einschränkung von Gehölzeingriffen und Abrissarbeiten
Alle Gehölzeingriffe sind zweistufig durchzuführen: Im Winter erfolgt zunächst nur die
Fällung (V3). Die Rodung der Wurzelstöcke darf jedoch erst im Frühjahr erfolgen (V4).

Regelung für Gehölze ohne Höhlen- und Spaltenhabitate:
Um Vögel während der Brut nicht zu gefährden oder zu stören sind Gehölzeingriffe
außerhalb der Vogelschutzzeit gemäß § 39 BNatSchG durchzuführen. Die Schutzzeit
erstreckt sich vom 01. März bis zum 30. September.

Regelung für Bäume mit Habitatstrukturen und Abrissgebäude:
Das Vorhandensein von Habitatbäumen ist erneut zu prüfen, vgl. V2. Für Bäume an
denen Strukturen gefunden werden gilt: Rückschnitt und Fällung im unkritischen
Zeitraum vom 11.9.-31.10. vor der Überwinterungszeit der Fledermäuse. Der gleiche
Zeitraum gilt grundsätzlich für alle Abrissarbeiten, da hier bereits Spaltenquartiere
bekannt sind. Eine fledermauskundliche Fachkraft muss dann zwar nicht anwesend sein
(Zahn et al., 2021)., ABER:
Das ausführende Personal ist im Vorfeld der Arbeiten zwingend von einer Fachkraft
einzuweisen und die Fachkraft muss bei kurzfristig auftretenden artenschutzrechtlichen
Belangen hinsichtlich Fledermäusen vor Ort sein können.
Sind Fällungen von Habitatbäumen oder Abrissarbeiten außerhalb des Zeitraums
vom 11.9.-31.10. absolut unvermeidlich, muss im Vorfeld mit der fledermauskundlichen
Fachkraft abgestimmt und von dieser durchgehend betreut werden. Der Besatz muss
kurz vor den geplanten Arbeiten bei geeigneter Witterung festgestellt werden und
vorhandene Fledermäuse sind aufwändig zu bergen. Oder die Quartiere müssen vorab
fachgerecht verschlossen werden.

V4: Entfernung von Wurzelstöcken und Bodenarbeiten frühestens ab Mitte April
Durchführung der Rodung von Gehölzen stufenweise. Im ersten Schritt Fällung der
Gehölze bzw. Rückschnitt der Gebüsche bodenschonend im Winter. Im zweiten Schnitt
Rodung der Wurzelstöcke.

Eingriffe mit stärkerer Erdbewegung (Wurzelstockrodung, Geländeprofilanpassung)
müssen auf einen späteren Zeitpunkt, d. h. ausreichend weit in die Aktivitätsphase der
Tiere hinein, verschoben werden (witterungsabhängig). Unter den potenziell betroffenen
Tierarten hat die Schlingnatter den spätesten Aktivitätsbeginn (Winterschlaf/-ruhe ggf.
bis April / Anfang Mai).
Die Rodung der Wurzelstöcke kann deshalb erst ab etwa Mitte Mai erfolgen und ist im
Anschluss an eine günstige Witterungsperiode (sonnig, warm, trocken) zu legen.

V5: Abtransport von Gehölzschnitt und Verwendung zur Strukturanreicherung
Umgehender Abtransport jeglichen Schnittgutes aus dem Baufeld. Der anfallende
Gehölzschnitt sollte jedoch möglichst in der Nähe verbleiben. In Totholzhaufen,
Holzstapel oder Gebüsche darf in der Vogelbrutzeit vom 01.03. bis 30.09. nicht mehr
eingegriffen werden.

V6: Angepasste Mahd von Beständen des Großen Wiesenknopfs
Erhalt der Bestände des Großen Wiesenknopfes, die von der Baumaßnahme nicht
betroffen sind. Mähen der Bestände des Wiesenknopfes für die Dauer der Bauarbeiten
bis spätestens Ende Mai (Vergrämung).

V7: Naturnahe Gestaltung des Regenrückhaltebeckens
Naturnahe und flache Gestaltung des Ufers des Regenrückhaltebeckens (keine
Pflasterung, Folienabdichtung o.ä.). Ansaat mit einer artenreichen Hochstaudenflur
feuchter Standorte (mit Großem Wiesenknopf, Sanguisorba officinalis). Mahd des Ufers
alle 2 bis drei Jahre im Herbst ab September.

V. HINWEISE

1.0 SICHERSTELLUNG DES PFLANZRAUMES
Großbäume: Baumgruben: 200 x 200 x 100 cm
Kleinbäume: Baumgruben: 150 x 150 x 80 cm
Gehölze: Auftrag Oberboden: 20 - 30 cm
Rasen: Auftrag Oberboden: 10 - 15 cm

2.0 GRENZABSTÄNDE
Die Grenzabstände gemäß den gesetzlichen Bestimmungen sind einzuhalten:
Zu Nachbargrundstücken: 2,0 m bei Einzelbäumen u. Heistern,

sowie Sträuchern über 2,0 m Wuchshöhe
0,5 m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von

max. 2,0 m
Zu landwirtschaftlichen Grundstücken: 4,0 m bei Einzelbäumen u. Heistern,

sowie Sträuchern über 2,0 m Wuchshöhe
2,0 m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von
max. 2,0 m

Im Übrigen wird auf die Vorgaben des AGBGB verwiesen.

3.0 BODENDENKMÄLER
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind keine Bodendenkmäler kartiert bzw.
bekannt. Zufällig zutage tretende Bodendenkmäler und Funde gemäß Art. 8 DSchG sind
meldepflichtig an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere
Denkmalschutzbehörde.

4.0 SCHUTZ DES MUTTERBODENS NACH § 202 BauGB
Vor jeder Baumaßnahme ist der anstehende Oberboden insgesamt zu sichern und zur
Wiederverwendung zwischenzulagern (DIN 18915). Die Humusmieten sind mit Leguminosen zu
begrünen.

5.0 AUSHUBARBEITEN / ALTLASTEN
Überschüssiges Aushubmaterial ist einer ordnungsgemäßen Verwertung oder Beseitigung zu
zuführen. Es darf nicht in der freien Landschaft abgelagert werden. Dieses Verbot gilt
insbesondere auf ökologisch wertvollen Flächen wie Feuchtwiesen, Trocken- und
Magerstandorten, Feldgehölzen, alten Hohlwegen, Bachtälern, Waldrändern usw.

Auf den hier überplanten Flächen sind keine Altlasten kartiert sowie nach derzeitigem
Kenntnisstand keine altlastverdächtigen Flächen bekannt. Innerhalb der Bauflächen befinden
sich jedoch Auffüllungen.

Die Untere Bodenschutzbehörde ist unverzüglich zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. Art.
1 BayBodSchG), falls bei den Erschließungsarbeiten bzw. beim Aushub von Baugruben
Auffälligkeiten im Untergrund angetroffen werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung
oder auf eine Altablagerung deuten. Die Erdarbeiten sind in diesem Fall unverzüglich in diesem
Bereich zu unterbrechen.

7.0 SOLARENERGIE
Die Nutzung von Solarenergie wird grundsätzlich empfohlen, dabei sollte eine gestalterisch
verträgliche Einbindung in die Dachlandschaft beachtet werden.

6.0 SAAT- UND PFLANZGUT
Für Ansaaten und Pflanzungen im Planungsgebiet wird die Verwendung von autochthonem
Saat- und Pflanzgut empfohlen.

9.0 AUSGLEICHSFLÄCHE
       (§ 9 Abs. 1a BauGB)

Der zu erbringende Ausgleichsbedarf wurde mit 33.652 Wertpunkten nach
Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft" in der Fassung von 2021 und
gem. der Biotopwertliste zur Bayerischem Kompensationsverordnung berechnet.

Die Ausgleichsfläche wird extern im Laufe des Verfahrens lagegenau festgesetzt und die
entsprechenden Maßnahmen zur ökologischen Aufwertung definiert.

V8: Ansaatmischungen mit Großem Wiesenknopf (Regiosaatgut) verwenden
Gestaltung der Außenanlagen mit Zielzustand als artenreiches Grünland und feuchte
Hochstauenfluren mit Beimischung von Großem Wiesenknopf (Sanguisorba officinalis).
Das Saatgut muss zertifiertes Regiosaatgut der Ursprungsregion 19 (Bayerischer und
Oberpfälzer Wald) sein.

V9: Schutz angrenzender Gehölze und naturnaher Flächen während der Bauzeit
Schutz der zu erhaltenden Gehölzbestände, Krautsäume und die Straßenböschung mit
dem Reptilienzaun für die Arbeiten vor Ort durch gut kenntliche Bauzäune o.ä. Schutz
der Gehölze nach DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“. Hierbei ist
auch die Baumscheibe von Eingriffen aller Art frei zu halten.

V10: Angepasste Beleuchtung und Schutz vor Vogelschlag an Glasflächen

Außenbeleuchtung
Für die Außenbeleuchtung des geplanten Gebietes werden LED-Leuchten mit
warmweißem Licht (Farbtemperatur 2.700 bis max. 3.000 Kelvin) festgesetzt. Ebenso
muss das Lampengehäuse zur Minimierung der Störwirkung gekapselt und nach oben
abgeschirmt sein.

Vogelschlag an Glas
Das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist gem. § 44
BNatSchG zu minimieren. Das Risiko von Vogelschlag ist gem. gemäß der Broschüre
„Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben“ (Hrsg. Länderarbeitsgemeinschaft
der Vogelschutzwarten 2021) zu bewerten. Ggf. sind Maßnahmen zur Vermeidung von
Vogelschlag an Fensterfronten zu ergreifen (z.B. die Sichtbarmachung von
transparenten Scheiben und die Verminderung von Reflexionen). Es wird auf die Leitlinie
„Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der schweizerischen Vogelwarte Sempach
verwiesen, die einzuhalten ist.

V11: Reptilienschutzzaun zum Schutz der Zauneidechsen vor Verletzung und Tötung
Die Zauneidechsenpopulation entlang der Straßenböschung der Rachelstraße
(außerhalb Geltungsbereich - nördlich der Eingriffsfläche) ist durch einen nach unten gut
abgedichteten Reptilienschutzzaun von der Eingriffsfläche abzugrenzen (vgl.
LfU-Arbeitshilfe – Zauneidechse, Kap. 8.2.2). Der bereits aufgestellte Zaun ist ab
Februar 2025 so zu verlängern, dass die gesamte geplante Baustelle abgeschirmt wird.
Engmaschige Überprüfung der Funktionsfähigkeit von der Umweltbaubegleitung ab
2025.

V12: Dauerhafte Einzäunung zum Schutz angrenzender naturnaher Flächen
Einzäunung des Betriebsgeländes zum Schutz angrenzender naturnaher Flächen und
Begrünung, z.B. durch Rankpflanzen wie Waldrebe oder Brombeeren.

Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität
(CEF-Maßnahmen)

Folgende CEF-Maßnahmen sind auszuführen, sofern im Rahmen der erneuten
Erfassung von Habitatbäumen (vgl. V2) relevante Strukturen festgestellt werden:

8.2

CEF 1: Ersatzquartiere für Fledermäuse und höhlenbrütende Vögel anbringen
Erneute Kontrolle der Rodungsflächen im Jahr vor Baubeginn auf Habitatstrukturen (vgl.
V2, im Winter, d.h. im unbelaubten Zustand, z.B. Nov/Dez).
Ersatz der entfallenden Habitatbäume durch künstliche Quartiere. Die zu installierenden
Kästen richten sich nach der Art und Anzahl der entfallenden Strukturen.

Anbringung der Ersatzquartiere im Vorfeld zu den Fällarbeiten (bis Ende Februar),
mind. 1 Jahr zuvor, im räumlich-funktionlen Zusammenhang.
Für jedes entfallene Quartier (Höhle, Spalte etc.) ist eine Gruppe aus
3 Fledermauskästen sowie mind. 1 Vogelkasten anzubringen und zu pflegen.
Ersatzquartiere sind in Gehölzen in der Nähe der geplanten Erweiterung aufzuhängen.

Fledermauskästen
Ein freie Anflugkorridor zu den Quartiren ist zu gewähren. Befestigungshöhe der
Ersatzquartiere gemäß der Produktbeschreibung der Hersteller (i.d.R. 3,5 bis 5 m) mit
speziellen Baum-Nägeln. Ca. 5 - 10 Kästen auf 500 qm, Abstand von mindestens 100 m
untereinander.

Vogelkästen:
Abstand eines Vogelkastens zu einem Feldermauskasten max. 30 m.

Pflege:
Alle angebrachten Quartiereund Nisthilfen sind jährlich im Herbst oder Winter zu
kontrollieren und ggf. zu reinigen.
Die Auswahl und Anbringung der Ersatzquartiere sind von einer Fachkraft, bzw. dem/der
örtlichen Fledermausbetreuer/in in Abstimmung mit der UNB zu bestimmen und zu
dokumentieren.

12.0 ABWEHRENDER BRANDSCHUTZ
Alle baulichen Anlagen müssen über befestigte Straßen und Wege erreichbar sein.
Die Flächen für die Feuerwehr auf dem Grundstück einschließlich ihrer Zufahrten müssen dem
Art. 31 BayBO, sowie dem Art. 5 BayBO und DIN 14090 entsprechen.

Im Rahmen der Einzelbaugenehmigung muss der Bauwillige den Löschwasserbedarf im Rahmen
des Brandschutznachweises ermitteln und die notwendigen Mengen, sofern und soweit sie über
das vom öffentlichen Netz oder auf sonstige Weise von der Stadt bereitgestellte Maß von 96 m³/h
über mind. 2 Stunden (= insgesamt mind. 192 m³ in 2 Stunden) gemäß DVGW-Merkblatt W 405
hinausgehen, auf seinem Baugrundstück bereitstellen (Zisternen, Löschwasserteich).

9.0 VERSORGUNGSLEITUNGEN
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen
und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 -
siehe hier u.a. Abschnitt 6 - zu beachten. Durch die Baumpflanzungen darf der Bau, die
Unterhaltung und Erweiterung von Versorgungleitungen nicht behindert werden.

14.0 HOCHWASSER / STARKREGENEREIGNISSE
Ein grundsätzliches Risiko für Hochwasser (Starkregenereignisse, Hochwasser, Kanalrückstau,
Grundhochwasser) kann nicht ausgeschlossen werden.
Entsprechend den Informationen durch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe werden u. a. folgende vorbeugenden Maßnahmen zum Schutz vor Sturzfluten
und Überschwemmungen empfohlen:
• Alle Eingangsbereiche und Oberkanten von Lichtschächten und außenliegenden

Kellerabgängen sollten mindestens 25 Zentimeter höher liegen als die umgebende
Geländeoberfläche.

• Alle möglichen Wassereindringwege in geplante Gebäude sind bis zu den relevanten
Höhen zu verschließen.

• Unterkellerungen sollten wasserdicht ausgeführt werden.
Hierzu ist die Hochwasserschutzfibel des Bundesbauministeriums zu beachten
(www.fib-bund.de/lnhalt/Themen/Hochwasser). Der Abschluss einer
Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für
anliegende Grundstücke verändert werden. Bau- und / oder Niederschlagswasser ist im Zuge
der Errichtung und des Betriebs des Vorhabens nicht auf öffentliche Flächen oder
Nachbargrundstücke zu leiten.

8.0 ANGRENZENDE LANDWIRTSCHAFT
Die durch die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen
Nutzfläche auftretenden Immissionen in Form von Geruch, Staub und Lärm sind zu dulden.

13.0 HANG- UND SCHICHTWASSER
Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und Schichtwasseraustritten sowie mit wild
abfließendem Oberflächenwasser und Schlammerosionen aufgrund des darüber liegenden
oberirdischen Einzugsgebietes gerechnet werden. Der Bauwerber muss diesbezüglich
eigenverantwortlich Vorsorge treffen und die Bauweise den Verhältnissen anpassen, damit keine
Schäden an Gebäuden auftreten können. Es wird empfohlen generell alle kritischen Punkte
(Lichtschächte, Kellerabgänge, Eingangstüren, bodentiefe Fenster etc.) von baulichen Anlagen
auf diese Gegebenheiten hin auszurichten und anzupassen.

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für
anliegende Grundstücke verändert werden. Niederschlagswasser ist nicht auf öffentliche Flächen
oder Nachbargrundstücke zu leiten.

15.0 WASSERWIRTSCHAFT
Die Beseitigung des Abwassers ist über ein Trennsystem gewährleistet.

Schmutzwasser
Das Schmutzwasser (soziale Abwasser) ist dem gemeindlichen Kanal zuzuführen.

Niederschlagswasser
Generell sind die Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Bayerischen
Wassergesetzes (BayWG) in Verbindung mit den einschlägigen technischen Regeln (u.a.
TRENOG, TRENGW, DWA-M153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“
und DWA-A 117 „Bemessung von Regenrückhalteräumen“) zu beachten.

Lagerung wassergefährdender Stoffe
Für die Lagerung und den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind die einschlägigen
Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetztes - WHG - und des Bayerischen Wassergesetztes -
BayWG - mit der dazugehörigen ergangenen Anlagenverordnung - AwSV - maßgebend.

ZUGÄNGLICHKEIT DER TECHNISCHEN NORMEN, RICHTLINIEN ETC.
Alle technischen Normen, Richtlinien, Arbeitsblätter und sonstigen technischen
Vorschriften auf die der Bebauungsplan in seinen planlichen und textlichen
Festsetzungen verweist, werden bei der Stadt bei der Auslegung zur Einsicht bereit
gehalten.

10.0 SICHTDREIECKE
Die erforderlichen Sichtdreiecke bei öffentlichen Kreuzungen und Einmündungen von
öffentlichen Straßen sind von sichtbehindernden Anlagen aller Art freizumachen bzw.
freizuhalten, die mehr als 80 cm über die Fahrbahnoberfläche der Kreisstraße ragen. Einzelne
Bäume, Lichtmasten, Lichtsignalgeber und ähnliches sind innerhalb der
Sichtfelder möglich, wenn sie den wartepflichtigen Fahrern die Sicht auf bevorrechtigte
Fahrzeuge oder nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer nicht verdecken. Geländeaufschüttungen
sind hier nicht zugelassen. An der Einmündung in die Kreisstraße sind beiderseits Sichtfelder
von 200 m freizuhalten.

11.0 ANBAUVERBOTSZONE CHA 55
Die Anbauverbotszone entlang der Kreisstraße CHA 55 beträgt 15 m, gemessen vom äußeren
Rand der befestigten Fahrbahn. In dieser Anbauverbotszone sind Hochbauten jeder Art sowie
Aufschüttungen und Abgrabungen in größerem Umfang unzulässig.
Die Baubeschränkungszone entlang der Kreisstraße CHA 55 beträgt 15 m bis 30 m, gemessen
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn.
Der Bereich befindet sich im Einwirkungsbereich der Straßenimmissionen. Eventuell künftige
Forderungen auf die Erstattung von Lärmschutzmaßnahmen durch den Straßenbaulastträger
können daher gemäß der Verkehrslärmschutzverordnung – 16. BlmSchV und der
Verkehrslärmschutzrichtlinien (VLärmSchR) durch den Eigentümer nicht geltend gemacht
werden.
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